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Die Lokalpresse zeigt, dass gegen Ende der 1830er Jahre die Wahl des Bürger­
ausschusses in der Haller Öffentlichkeit ein aufregendes Ereignis zu werden be­
gann und dass sich dabei eine Art Parteienbildung vollzog. Im Jahre 1838 kon­
stituierte sich, wie in allen größeren Städten Württembergs, eine Gesellschaft 
von Bürgern, die nach Beratungen eine Liste von Personen für die Wahl emp­
fahl. Der Zweck war dabei, für die vereinzelten Stimmen einen Vereinigungs­
punkt zu bilden und durch solche Vereinigung die Freiheit der Wahlen zu si­
chern77. Auf diese Weise sollte Wahlbeeinflussungen der Boden entzogen werden. 
Der Gemeinsinn hatte diesen Schritt diktiert. In dem Aufruf hieß es: Nur der 
vorherrschende Sinn für das Allgemeine und die Unterordnung aller besondern 
Vortheile unter das Allgemeine kann unserer Stadt zu der Höhe von Wohlstand 
und Blüthe verhelfen, zu welcher sie vermöge ihrer Lage bestimmt und vermöge 
ihrer Hülfsmittelfähig ist, und woran sämmtliche Einwohner immer wieder ih­
ren verhältnismäßigen Antheil haben. Hier erkennt man einen Tenor von Schüb­
ler, der hier mit zwei anderen Personen im Namen dieser Gesellschaß von Bür­
gern die Wahlempfehlung unterzeichnete. An diesen Vorschlag war niemand 
gebunden; man hatte aber festgestellt, daß es recht vielen Wählern äußerst will­
kommen gewesen [sei], wenn Männer, die vermöge ihrer bürgerlichen Stellung, 
ihrer Geschäftsverhältnisse und ihres ganzen Charakters als selbständig und 
uneigennützig dastehen, öffentlich in Vorschlag gebracht worden [seien]. Hier 
manifestierte sich deutlich das Selbstbewusstsein von Honoratioren, die nicht 
nur Ideen durchzusetzen, sondern auch Positionen zu behaupten suchten. 
Darauf reagierte eine Gegenpartei, die diese Wahlempfehlungen als Unfug und 
unberufene Vormundschaft verwarr8• Die energische Antwort, die Schübler und 
seine Freunde darauf gaben 79, zeigt, dass sich nun in Hall zwei Parteien gegen­
überstanden, eine regierungsfreundliche, die das Prinzip solcher Praktiken ab­
lehnte, und eine liberal gesinnte, die versuchte, Wahlbeeinflussungen entgegen­
zuarbeiten. Die Polemik entfachte sich wieder bei der Wahl eines Stadtratsmit­
gliedes im Juli desselben Jahres. In einem Wahlvorschlag erklärte dieselbe 
Gesellschaft: Der Vorwurf einer sogenannten Bevormundung der Bürgerschaft, 
welcher schon gemacht wurde, ist ungerecht, denn durch öffentliche Wahlvor­
schläge wollen wir die unbeschränkte Wahlfreiheit durchaus nicht stören; dieß 
mag weit mehr durch geheime Machinationen geschehen seyn80

. 

Eine weitere Polemik entfachte zu Beginn der I 840er Jahre die Frage der Le­
bens länglichkeit der Gemeinderatsrnitglieder81

• Im „Schwäbischen Hausfreund" 
erschienen etwas später Kommentare über die Frage der Öffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens. Eingaben in diesem Sinne waren inzwi-

77 Ebd. 1838, Nr. 5 1: Ha ll. Bürger-Ausschußwah l betreffend. 
78 Ebd . 
79 Schübler, Weber und Herrmann bedauerten, dass diese gegensätzliche Stellungnahme anonym 
in der Presse ersch ie nen war. Vgl. ebd. 1838, Nr. 52: Hal l. Bürger-Ausschußwahl betreffend. 
80 Ebd. , Nr. 6 1: Hall. Vorsch lag. Schübler gehörte zu den Unterzeichnern dieses Wahlvorsch lags. 
81 Ebd. 184 l , Nr. 29: Hall. (Antwort.) Lebens länglichkeit der Gemeinderatsmitgl ieder. 
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sehen an die Ständeversammlung gerichtet worden82
. Dies waren Themen, zu 

denen Schübler in der Zweiten württembergischen Kammer, wo er ab 1845 den 
Bezirk von Hall vertrat, Stellung nehmen sollte. Er wurde nämlich am 15. No­
vember 1844 zum Abgeordneten gewählt83

. 

Anscheinend wurde vonseiten seiner Gegner versucht, durch Gerüchte seine 
Wahl zu erschweren, sodass er sich Mitte November gezwungen sah, in der Pres­
se die Situation wie folgt zu klären: Daß sich die Meinung verbreitet hat, daß 
ich bei der Wahl eines Abgeordneten für den hiesigen Bezirk als Kompetent 
[Kandidat] zurückgetreten sei, so erlaube ich mir hiermit zu erklären, daß dieses 
nicht der Fall ist. 
Ich wünschte durch die Abstimmung sämmtlicher Wahlmänner zu erfahren, wel­
che Anerkennung eine ganz dem Volk gewidmete LGL/fbahn und die vielen dem­
selben gebrachten Opfer finden. 
Ich bitte daher meine Freunde, ihren Zusicherungen treu zu bleiben84

. 

Zu welchen Fragen nahm Schübler in der Kammer Stellung? Welche Anträge 
und Motionen hat er unterstützt oder selber eingebracht? Im Februar 1845 trat er 
konsequent für die Aufhebung der Lebenslänglichkeit der Gemeinderäte ein85

. 

Im April desselben Jahres legte er eine Motion vor über den Postvertrag mit 
Thurn & Taxis, und eine weitere über die Öffentlichkeit und Mi.indlichkeit im 
Zivilverfahren86 . 

Sich auf seine Erfahrungen in Hall stützend, glaubte Schübler behaupten zu kön­
nen, dass die unbedingte Lebenslänglichkeit der Gemeinderäte in großem Wi­
derspruch mit der öffentlichen Meinung sei, dass sie synonym mit Festigkeit und 
Inunobilität sei. Er sah dagegen in der Aufhebung der Lebenslänglichkeit eine 
Verbesserung unserer öffentlichen Zustände. Als Schüler von Hegel ging er im­
mer dialektisch an die Gegenstände seiner Überlegungen heran; er betrachtete 
die Vorteile und die Nachteile eines Vorschlages, um zu versuchen, den Mittel­
weg zu finden, die Ausgleichung der Gegensätze, wie er sagte. Hier gab er zu , 
dass eine zu große Beweglichkeit oder Mobilität in den Gemeinderatsstellen eine 
bedauerliche Folge habe: Die Gemeinderäte, die ohne Erfahrung waren, überlie­
ßen den Beamten die Geschäfte. Dies führte zu einer Herrschaft der Gemeinde­
beamten, was seiner Ansicht nach die Freiheit der Gemeinden gefährde87. Er 
schlug eine Ausgleichung im Geiste der Freiheit, wie der Ordnung vor. Hier galt 

82 Schwäbischer Hausfreund (SH) l 843, Nr. 33, S. 173: Telegraph. Württemberg. 
83 SH l 844, Nr. 136, S. 553: Amtliche Bekanntmachungen. Hall. Bei der am 14. und 15. d. M. vor­
geno111mene11 Wahl wurde, nachdem von 575 Wahlmänn ern 547 abgesrimmr hatten, der Rechtskon­
su/ent Eduard Schübler zu Hall mit 231 Srimmen zum Abgeordneren des Oberamtsbe~irks Hall in 
die nächste Ständeversammlung gewählt. Von den weireren Stimmen erhielten Fabrikanr Rudolph 
Weber zu Ha/12/ I und Salinen-Cassier Gmelin 99. Den 16. Nov. 1844. K. Oberamt Bilfinger. 
84 Ebd .. Nr. 134, S. 546: Hall. Wahlsache. 
85 Verhandlungen der württembergischen Zweiten Kammer 1845: Xl. Sitzung vom 21. Februar 
1845, S. 6. 
86 Ebd. , XXI. Sitzung vom 7. April l 845 , S. 64. 
87 Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten des Königreichs Württemberg, 1845, 9. Bd., 2. 
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es einen Kompromiss zu finden zwischen unbedingter Lebenslänglichkeit und 
unbedingtem raschem Wechsel der [Gemeinderats]Stellen. Er dachte, dass ein 
solcher Wechsel nach einigen Jahren eingeführt werden könnte, wie dies bereits 
in anderen deutschen Staaten praktiziert wurde. 
Im Jahre 1845 trat Schübler mit einem Antrag hervor, in dem er die Einführung 
der Öffentlichkeit und der Mündlichkeit im Zivilverfahren wünschte, weil es -
wie er sagte - ein allgemeines Verlangen der öffentlichen Meinung sei. Das ver­
langte er auch im Namen der Ausgestoßenen und Zerrütteten, für die eine solche 
Prozedur besonders geeignet war88 . 

Ein weiterer Antrag von Schübler ging dahin, die Regierung zu bitten, den Ver­
trag mit dem Fürsten von Thurn & Taxis wegen der Postanstalten als nichtig und 
verletzend aufzuheben. Damit berührte er einen Gegenstand, den er für die Ge­
genwart wie für die Zukunft, für den Staat wie für das Volk gleich wichtig be­
trachtete. Die Verwaltung und die Benützung der Post, dieser für die Wohlfahrt 
und die Bildung, den geistigen und materiellen Verkehr des Volks so wichtigen 
Anstalt, ist auf alle Zeiten dem Fürstlichen Hause Thurn und Taxis abgetreten 
worden. Schübler sprach sich für das Ende dieses Monopols aus, weil die Leis­
tungen seiner Ans icht nach den Bedürfnissen der Zeit nicht mehr angespasst 
waren. Er fuhr nämlich fort: Die Nachtheile dieser Veräußerung sind so groß 
und auffallend, daß darüber eine Erörterung nicht nöthig ist. Die taxissche 
Post entspricht den Erwartungen nicht, welche das Publikum an dieselbe ma­
chen kann 89

. In dieser Sache hatte er sich nicht ganz ohne Erfolg engagiert; eine 
Kommission der Kammer befasste sich mit seinem Antrag, der der Staatsregie­
rung vorgelegt werden sollte, wobei betont wurde, dass man angesichts der Be­
deutung dieser Angelegenheit den Antrag von Schübler in weitere Erwägung 
ziehen wolle90 . 

Im Januar 1847 nutzte der Haller Abgeordnete die Gelegenheit, die ihm eine 
Debatte über die Zensur bot, um sich für die Wiederherstellung der Pressefrei­
heit auszusprechen. Er rief hier die Zeit vor den Karlsbader Beschlüssen von 
1819 ins Gedächtnis seiner Kollegen zurück. Dabei äußerte er sich in einem Ton, 
der an die Leidenschaft früherer Kämpfe erinnerte. Damals, erklärte er, war die 
freie Presse eine Stütze des Königs gegen Vorurtheile und Anmaßungen einer 
bevorrechteten Classe, welche in den Verknöcherungen einer alten Verfassung 
sich ihre Vorrechte sichern zu müssen und zu können glaubte. Damals hat die 
Pressefreiheit das Zustandekommen von guten Gesetzen begünstigt. Sehr deut-

Beilagenheft, S. 305-319: Antrag des Abgeordneten Schübler über die Aufhebung der Lebensläng­
lichkeit der Gemeinderatsstellen. 
88 Ebd., S. 617-621: Antrag des Abgeordneten Schübler auf Einführung der Öffentlichkeit und 
Miindlichkeit im Civilve1jahren. 
89 Ebd ., S. 637-653: Antrag des Abgeordneten Schübler, die Regierung zu bitten, dafür zu sor­
gen, daß der Vertrag mit dem Herrn Fürsten von Thurn und Taxis wegen der Postanstalten als 
nichtig und verletzend aufgehoben werde. 
90 Ebd., 1845, l l. Bd ., 2. Beilagenheft, S. 2075 f. 
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lieh artikulierte Schübler seine Stellung zur konstitutionellen Monarchie, wie sie 
in Württemberg gestaltet war. In dieser Zeit, fuhr er fort, entstanden die meisten 
von unseren Staatseinrichtungen, welche jetzt noch die Freude, der Stolz und 
die Hoffnung unseres Vaterlandes sind und nur noch weiterer Ausbildung be­
dürfen, um alle Wünsche zu befriedigen [ ... ] Ich kann deshalb durchaus nicht 
annehmen oder wenigstens nicht einsehen, daß unsere Regierung der Wieder­
herstellung der Pressefreiheit im Wege stehen soll91

• 

Im Februar sprach sich Schübler für die Emission von Papiergeld aus. Behutsam 
praktiziert, sollte sich eine solche Maßnahme - wie er glaubte - belebend auf die 
Wirtschaft in Württemberg auswirken. Die heimische Wirtschaft hatte nämlich 
darunter zu leiden, dass die Menge des Bargelds sich vermindert hatte. Es galt 
zugleich das Gewerbe zu fördern, denn die Handelsbilanz blieb eine passive und 
der Staat war verschuldet. Die Kammer stand vor einem Dilemma: entweder die 
Steuern erhöhen oder das Papiergeld vermehren. Schübler meinte, die Steuer­
pflichtigen seien schon so sehr belastet, dass man I ieber Papiergeld ausgeben 
solle. Er war sich aber der Gefahr bewusst. Mit einer bloßen Vermehrung der 
Umlaufmittel wäre uns aber nicht einmal gedient, erklärte er. Geld ist noch kein 
Kapital; dazu wird es erst, wenn es sich in den Händen des Unternehmers befin­
det und von diesem zur Hervorbringung von Werthen angewendet wird. Und 
noch einmal forderte er hier die Gründung einer von der Regierung kontrollier­
ten, also soliden Nationalbank, die Garantien bieten würde92

. 

Die ersten Monate des Jahres 1848 und das ganze „tolle Jahr" 1848 überhaupt 
waren für Schübler eine Zeit besonders reger Tätigkeit. Im Januar brachte er in 
der Kammer einen Antrag ein, mit dem er ein Gesetz über die Verehlichung und 
Übersiedlung vorschlug. Er berührte damit eine wichtige soziale Frage, mit der 
er sich jetzt um so intensiver beschäftigte, als sie in dieser Krisenzeit die Lokal­
politiker vor ein schweres Problem stellte. Hier ging es um das Heiraten von 
mittellosen Menschen, die dann auf Kosten der Gemeinden lebten. 
Seine Ausführungen sind kennzeichnend für die Mentalität der bürgerlichen 
Schicht am Vorabend der Märzrevolution. Sein ethisch und kirchenpolitisch be­
gründeter Standpunkt hatte aber eine persönliche Note. Das Heiraten der Armen 
war, wie er feststellte, der Gegenstand einer verbreiteten Klage. Die Ursache, 
die Verarmung bedeutender Bevölkerungsteile, war in seinen Augen die allge­
meine Verwilderung. Die Schuld dafür schob er der Kirche zu, die sich als unfä­
hig erwies, der Entsittlichung der Gesellschaft entgegenzuwirken. Die Kirche 
beschränkt sich auf Predigten, bedauerte er. Vom Leben entfernt, ist sie nicht in 
der Lage, veredelnd auf die Sitten einzuwirken. Dies ist besonders auf die Tatsa­
che zurückzuführen, dass es keine Kirchenverfassung gibt. Diesem Zustand ge­
genüber trat Schübler für folgenden Grundsatz ein: Wer heiraten will, sollte die 
Mittel haben, sich und seine Familie ohne Belästigung seiner Mitbürger fortzu-

91 Ebd. , 1847, I.Bd .,S.49f. : Y.Sitzungvom 16. Januar 1847. 
92 Ebd., 1847, 2. Bd. , S. 40-47: V. Sitzung vom 8. Februar 1847. 
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bringen. Die Gemeinde sollte - dies war der Wunsch zahlreicher Bürger - be­
rechtigt sein, nicht allein Armenfonds zur Unterstützung verarmter Mitbürger zu 
schaffen, sondern auch die Übersiedlung von Fremden zu kontrollieren und Ga­
rantien bei der Heirat von Bedürftigen zu verlangen93. In einer Broschüre, in der 
er dieselbe Frage behandelte, sah er die Wurzel des Übels in der bestehenden 
Gesetzgebung, die er al s eine fru chtbare Pflanzstätte des Proletariats betrachte­
te. Diese Situation hatte also eine wirtschaftliche und politische Ursache. Für 
Schübler stellte die Verarmung, die durch das Heiraten noch gesteigert wurde, 
eine Bedrohung für die gesellschaftliche Ordnung dar. Er schrieb: Immer mehr 
stellt sich das früher kaum genannte Proletariat in drohender Gestalt dem Be­
sitz gegenüber94

. In einem einseitigen, sozialkonservativen Sinne skizzierte er 
wie folgt den Charakter des tugenhaften Bürgers: Etwas muß der Mensch sein 
eigen nennen, der ein guter Haus vater sein will, einen kleinen Anfang des Be­
sitzes, zum wenigsten soviel, daß er im Fall vorübergehender Verlegenheit bei 
Stockung in den Geschäften oder einer Krankheit nicht sogleich die Gemeinde 
in Anspruch nehmen muß95 . 

Der Theoretiker des „organischen Staates" 

Seine seit Jahren gesammelten Erfahrungen, die Ergebnisse seiner Überlegungen 
und die aus zahlreichen Lektüren gewonnenen Einsichten gestaltete Schübler zu 
einem Ganzen, zu einem Verfassungsmodell , das er 1847 unter dem Titel „Der 
organi sche Staat" veröffentlichte96 . Er legte darin Ansichten dar, die oft von den 
herrschenden Standpunkten entfernt waren, machte aber Vorschläge, die - seiner 
Ansicht nach - die Missstände seiner Zeit beseitigen konnten. Es ging ihm dar­
um, das Unhaltbare der bisherigen Systeme zu zeigen und zu einer Synthese zu 
kommen. 
Dabei war der zentrale Gedanke der einer organische [n] Verbindung bisher ge­
trennter Gegensätze. Seine Vorschläge sollten auf die vorhandenen Zustände 
anwendbar sein und den dringenden Forderungen der Zeit entsprechen (S . V) . 
Schübler glaubte an die Möglichkeit einer Harmonie in der Gesellschaft, und er 
nahm sich vor, darüber nachzudenken , wie eine solche herbeizuführen war. Sei­
ne Antwort lautete: durch eine Annäherung zwischen Fürst und Volk, zwi schen 
Vorgesetzten und Untergebenen , zwischen Beamten und Bürgern . Er wollte mit 
anderen Worten die Gegensätze ausgleichen. Die Gegensätze, die er in der Ge-

93 Verhand lungen der Kammer der Abgeordneten des Köni greichs Württemberg, 1848, Bd. II , 
S. 24- 27. Beilage IX, (Prot. IV): Motion des Abgeordneten von Hall , Schüble,; wegen eines Ge­
setzes über Verehlichung u11d Übersiedlung. 
94 Das Heirathen der Mittellosen mit besonderer Beziehung auf Württemberg, von E. Schübler, 
Rechtsconsulent, Schwäbisch Hall 1848, 25 S. , hier bes . S. 7. 
95 Ebd. , S. 8. 
96 Der organische Staat, von E. Schübler, Stuttgart 1847, 333 S. 
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sellschaft beobachtete, resultierten seines Erachtens nicht nur aus der Form der 
Verfassung des Staates, sondern auch aus der neuesten Entwicklung in der Wirt­
schaft und in der Weltanschauung. Die Gesellschaft hatte sich atomisiert unter 
dem Einfluss des wachsenden Individualismus, seitdem die Französische Revo­
lution die Idee der individuellen Freiheit verbreitet hatte. Dazu kamen wirt­
schaftliche Prozesse, die den Kapitalismus gefördert und die Verarmung breiter 
Volksschichten, die Herausbildung eines Proletariats, zur Folge hatten. Er war 
aber überzeugt, dass man von einer atomisierten zu einer organisierten oder 
organischen Gesellschaft übergehen konnte. 
Die Voraussetzungen dafür waren seiner Ansicht nach struktureller und ethischer 
Natur. Man sollte einerseits Änderungen an der konstitutionellen Verfassung 
vornehmen: In dem von ihm ausgedachten System würde man auf allen Stufen 
Einrichtungen schaffen, die eine engere Zusammenarbeit zwischen Beamten 
und Bürgern, Ministern und Parlament, Volk und Fürst ermöglichen. Anderer­
seits sollte eine andere Ethik, und zwar die der christlichen Nächstenliebe, den 
sich verbreitenden Individualismus überwinden helfen. Das Übel des Individua­
lismus wurzelte - so Schi.ibler - nicht nur in der Säkularisierung der Geister, 
sondern auch in der Tatsache, dass eine Verfassung der protestantischen Kirche 
in Deutschland fehlte. Die Folge davon war eine Auflösung des Zusammenhalts, 
der Harmonie der Kirche, also auch der Gesellschaft. Mit dieser Frage beschäf­
tigte er sich eingehend und kritisch in einem umfangreichen Aufsatz, der 1847 in 
den Neuen Jahrbüchern von Karl H.L. Pölitz in Leipzig abgedruckt wurde. Hier 
schrieb er: Die Kirche, die einem Leibe gleichen soll, wo alle Glieder trauern, 
wenn nur eines krank ist, wird das Werk ihrer Wiederherstellung bei denen zu 
beginnen haben, die am meisten leiden, bei den von den anderen Verbindungen 
am meisten entfernten Mitgliedern97

• Also auch für die protestantische Kirche 
arbeitete Schübler ein Verfassungsmodell aus, das ihr es möglich machen sollte, 
als fest strukturierte Einrichtung auf allen Stufen der staatlichen Organisation 
eine für das ganze Gemeinwesen entscheidende Rolle zu spielen. Ja, die Kirche 
würde dann in der Lage sein, sich gegenüber den Pietistenvereinen, den Atheis­
ten und den Feinden der Kirche zu behaupten und im Sinne des christlichen 
Geistes wohltuend auf die Gesellschaft einzuwirken (S.487). 
In dem Verfassungsmodell , das er für den Staat vorschlug, versuchte Schübler 
einen Mittelweg zu finden zwischen Volkspartei und Staatspartei98 • Bei den An­
hängern von Kant und Rousseau fand er die von ihm gewünschte lebendige Ver­
bindung nicht; bei den Anhängern der altständischen Einrichtungen waren die 

97 Die Verfassung der protestantischen Kirche in Teutschland nach den Grundlagen der aposto­
lischen Zeit den jetzigen Verhältnissen gemäß gebildet, vom Rechtsconsulent E. Schiibler in Ha ll 
in Schwaben, in: Neue Jahrbücher der Geschichte und Politik, begründet von K. H. L. Pölitz. In Ver­
bindung mit mehrern Gelehrten gegenwärtig hg. von F. Bii/au, ordentlichem Prof. der Staats- und 
Kameralwissenschaften an d. Univ. zu Leipzig, X ( 1847), Erster Bd ., S. 451 - 514, hier S. 489. 
98 Ebd., S. 512. 
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Befugnisse der Stände zu beschränkt99. Das Prinzip der Liberalen: alle Gewalt 
dem Volk unterordnen lehnte er entschieden ab. Im englischen Modell dagegen 
fand er manches, das er gerne zu übernehmen empfahl. 
Welches System sollte also erlauben, statt der bisherigen mechanischen Staaten­
bildung eine innerlich verbindende, organische herbeizuführen, sie von einer 
Maschine zu einem Organismus (S . 19) werden zu lassen? Ein System, das we­
der auf dem Befehlen noch auf dem Überstimmen in den repräsentativen Körper­
schaften beruhen und den Wohlstand und die (wahre) Freiheit des Volkes sowie 
die Ordnung sichern würde (S. 18). Dazu mussten höhere geistige Kräfte am 
Werk sein: die Liebe, das Vertrauen und die Gerechtigkeit (S.19f.) . Sollte man 
die persönliche Nähe , also die persönliche Annäherung der Gegner möglich 
machen (S . 27), dann könnten Fehler des öffentlichen Lebens wie Parteigeist und 
Polemik in Schriften überwunden werden. 
Wie sah konkret dieses System aus? Auf der Stufe des Volkes forderte er zur 
Bildung von Vereinen, von Assoziationen, auf, die das praktische alltägliche Le­
ben gestalten und zur Verbesserung der Lebensverhältnisse überhaupt beitragen 
würden (S. 39). Bei diesen Assoziationen handelt es sich in Schüblers Vorstel­
lungen um einen zentralen Begriff. Was er den Societätsgeist (S. 39) nannte, soll­
te sich in Wahlvereinen manifestieren, so dass die Ergebnisse der Wahlen nicht 
mehr dem Zufall anheimgestellt sein würden ; in Armenvereinen, in denen die 
Reichen sich den Armen annähern würden ; in Verbänden von kleinen Handwer­
kern zu ihrer Interessenvertretung im Wettkampf mit den großen Fabriken; in 
Verbänden von Besitzern von kleinen Gütern, die namentlich in der Aufnahme 
von Krediten, im Ankauf von Saatgut und im Verkauf ihrer Produktion stärker 
sein würden (S. 39f.) . 
Im Mittelpunkt dieses Systems stand die Gemeinde, als Träger des Geistes der 
Einheit (S. 42). Ihr würden im wirtschaftlichen Bereich wichtige Aufgaben zu­
fallen , besonders die Förderung der heimischen Wirtschaft. Dies war ein Gebot 
der Zeit, eine Lebensnotwendigkeit. Die Konkurrenz aus dem Ausland verschärf­
te sich zunehmend, in dem durch die Fabriken verdrängten Handwerk wuchs die 
Arbeitslosigkeit, die Reichen lebten in der Angst vor der drohenden Stellung, 
die das Proletariat ihnen gegenüber einnimmt. Sein Augenmerk richtete Schüb­
ler ganz besonders auf das bedrohte Handwerk, dessen Lage schnelle Abhilfe 
verlangte. Schutzzölle genügten nicht, meinte er, insofern als sie nur die sich 
bildenden Interessengruppen der Fabriken verstärkten . Die Rückkehr zu den 
Zünften fasste er nicht ins Auge. Dafür sah er es als die Aufgabe der Gemeinden, 
den tüchtigen Gewerbetreibenden Mittel zur Verfügung zu stellen, um das Auf­
kommen von fabrikmäßigen Geschäften zu fördern . Zu diesem Zweck sollten 
sie Banken schaffen, die Bürgschaften leisten würden, Unternehmungslustigen 
Räume unentgeltlich zur Verfügung stellen, ihnen steuerliche Erleichterungen 
und Prämien gewähren und Einführungspatente erteilen . Somit würden die Ge-

99 Schübler, Der organische Staat (wie Anm. 96), S.4- 5. 
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meinden für ein heilsames Gleichgewicht zwischen Fabrikbetrieb und Hand­
werk sorgen. Letzteres hatte unter einem besonderen Problem zu leiden: der 
Überbesetzung, d. h. der zu großen Zahl von Betrieben in gewissen Branchen, 
die eine Überproduktion zur Folge hatte. Auch dies machte das Eingreifen der 
Gemeinden erforderlich. Wurden neue Meister in diesen Branchen weiterhin 
aufgenommen, so steigerte sich die Arbeitslosigkeit. Andererseits musste sich 
der Geist der Einheit unter den einzelnen Handwerkern festigen. Geist der Einheit 
bedeutete u.a.: die Arbeit teilen, sich den Bedürfnissen der Käufer anpassen. 
Nicht nur das Handwerk und das Gewerbe verlangten die Aufmerksamkeit der 
Gemeinden, auch die Landwirtschaft brauchte Hilfe gegenüber den Herausfor­
derungen der Zeit. Schübler machte in dieser Hinsicht eine Anzahl von kon­
kreten Vorschlägen. 1. Den überschuldeten Besitzern von kleinen Gütern musste 
man zu Hilfe kommen. Eine Lösung bestand darin, die Güter zu kaufen, sie zu 
verpachten, bis wieder ganze Güter gebildet werden konnten. 2. Ebenso sollten 
die auf den Gütern noch lastenden Lehnrechte abgekauft werden. 3. Wissen­
schaftlich gebildete Landwirte konnten in der Einrichtung von Mustergütern un­
terstützt werden. 4. Die Verbindung mit den entfernten Märkten musste er­
leichtert werden, ein Hinweis auf die Notwendigkeit der Verkehrserschließung 
isolierter Gegenden. 5. Zu große Güter hatten zur Folge, dass die kleinen Land­
wirte in derselben Gemeinde früher oder später Tagelohnarbeiter wurden. Dies 
konnten die Kleinen verhindern, wenn sie sich zu Vereinigungen zusammen­
schlossen. 
Die Solidarität, die durch das Genossenschaftsprinzip eine konkrete Form an­
nimmt, war - wie man sieht - ein Tenor in Schüblers Vorstellungen. Das Korrelat 
der Solidarität ist eine Einschränkung der persönlichen Freiheit. Das betonte er 
öfters. Aus diesem neuen Geist sollte aber der Wohlstand der ganzen Gemeinde 
erwachsen. Ein solcher Wandel würde erlauben, die Armut zu bekämpfen, die 
ihm als die höchste Gefahr erschien. Er schrieb nämlich: Die Armut ist ein Un­
geheuer, dessen Schlund größer wird, je mehr man ihm zu verzehren gibt, das 
uns drohend näher kommt, je mehr man es zu besänftigen sucht (S. 97). Wie 
können die öffentliche Ruhe und die Sicherheit garantiert werden? Es war ihm 
ein Anliegen, auf diese Frage eine Antwort zu finden. Und die Antwort lautete: 
nicht durch den Einsatz vom Militär, von den Bürgergarden oder den Landweh­
ren (S. 101), sondern durch die Förderung eines neuen Geistes und durch eine 
andere Politik. Schübler erwartete von der Gemeinde, dass sie sich gerecht 
zeigte, besonders im Steuerwesen, wo große, aus der Unredlichkeit resultierende 
Ungerechtigkeiten beseitigt werden mussten. Der Staat, der den Schwachen 
schützen soll, wird ein Werkzeug des Unrechts, der Unterdrückung (S. 107), be­
dauerte er. Indem sie selber ihre Praktiken reformierte, konnte die Gemeinde 
zugleich eine pädagogische Funktion erfüllen. Eine genauere Kenntnis der Ge­
setze, nicht nur in der Bevölkerung, sondern auch und vor allem bei den Ortsvor­
stehern, erschien als eine Voraussetzung für ein besseres Funktionieren der ein­
zelnen Einrichtungen. 
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Neben den Lokalbehörden sollte das Justizwesen ebenso eine pädagogische Di­
mension erhalten, und zwar durch die Geschworenengerichte, die Schübler, wie 
viele andere, für das Zivilverfahren verlangte (S. 112). 
Im Staat als Ganzem mussten Reformen vorgenommen werden. Dem Absolutis­
mus, der Herrschaft der Bürokratie und der Zentralisation, musste ein Ende ge­
macht werden. Somit würde man die Einheit von Volk und Staat (S. 228), die 
Harmonie im Staat ermöglichen. Der organische Staat, wie er Schübler vor­
schwebte, hatte eine pyramidenförmige Organisation, in der er sieben Stufen 
unterschied von der Familie bis zum Regenten: Die Familie als Grundzelle der 
Gesellschaft, dann die Nachbarschaften, die autonomen Gemeinden, die Dis­
trikte, die Gaue oder Provinzen, das Land und der Fürst. Elemente für das von 
ihm vorgeschlagene Modell fand er in Großbritannien, in den Städten des Mittel­
alters, besonders in den italienischen und den südwestdeutschen Städten, d.h. im 
letzteren Fall in der reichsstädtischen Tradition (S. 126-129). Bemerkenswert 
sind bei ihm, wie übrigens auch bei anderen Frühliberalen, die Quellen seines 
Staatsgedankes. Er empfahl schlechthin eine Rückkehr zur germanischen Ur­
zeit. Er schrieb nämlich: So kommt die Gesellschaft in ihrer weiteren Entwick­
lung auf das zurück, was in Deutschland schon bei ihrem Anfang vorgebildet 
war. So führt das Bedürfnis der Gegenwart zu dem Verständnis der Urzeit 
(S. 125). Die römischen Organisationsformen und das römische Recht lehnte er 
dagegen entschieden ab; der Romanismus hatte, wie er sagte, die deutschen Ge­
setze getrübt (S. 129). 
Den Begriff Nachbarschaft als eine Grundform der gesellschaftlichen Organisa­
tion fand er in Städten des Mittelalters, z.B . in Rothenburg ob der Tauber. Das 
Prinzip war folgendes. Die Bewohner eines Viertels wählten einen Vorsteher, 
Führer oder Hauptmann , der nur ein besitzender Bürger sein konnte, der sich 
durch besondere Fähigkeiten auszeichnete und dem seine Mitbürger Vertrauen 
schenkten. Auf der Stufe der Nachbarschaft konnten schon viele Probleme eine 
Lösung finden. In jeder Gemeinde bildete die Versammlung der Hauptleute ei­
nen natürlichen Bürgerausschuß (S. 122), der als Partner des Magistrats fungier­
te. 
Die nächste Stufe in der Pyramide war die Gemeinde, die sich einer großen Au­
tonomie erfreuen sollte. Schübler sah in dieser Autonomie die Möglichkeit, dem 
am meisten vernachlässigten und am tiefsten gebeugten Teil des Volkes zu er­
halten, was ihm gebührt und was seine Urväter vor der Herrschaft der rö­
mischen Gesetze besaßen (S.169). Die Behörden der Gemeinden würden mit 
denen der Distrikte eng zusammenarbeiten in einer lebendigen Wechselwirkung 
(S.197). 
Auf den höheren Stufen des Staates würden sich ähnlich die Zentralbehörden 
den repräsentativen Körperschaften annähern. Das heißt: die Stände würden die 
Staatsbehörden, die Minister kontrollieren, die ihnen verantwortlich sein würden 
(S.199) . Schübler plädierte für ein Zweikammersystem mit einem Oberhaus, 
das nach englischem Vorbild die Aristokratie der Geburt, des Geistes und des 
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Amtes 100 (S. 219) versammeln würde, und einer Zweiten Kammer. Letzterer soll­
te die Möglichkeit gegeben werden, Abordnungen zu den Sitzungen der Staats­
kollegien zu entsenden, damit den Vertretern des Volkes eine Einsicht in den 
Gang der Staatsführung gewährt werde. Umgekehrt sollten Minister und Beamte 
ihrerseits die Möglichkeit haben, in der Kammer mit den Volksvertretern ins 
Gespräch zu kommen, dies um die Annäherung, die harmonische Zusammenar­
beit zwischen Volksvertretung und Staatsbehörden zu fördern . Da die Bildung 
der Ministerien von der Mehrheit der Kammer abhängen würde, würde ein Miss­
trauen zwischen beiden herrschen, ein Misstrauen, das überwunden werden 
musste . Schübler glaubte an die Wirkung des lebendigen Wortes und des unmit­
telbaren Austausches (S. 234f.) 101

• 

Die Frage des Wahlrechts zeigt, wie elitär Schüblers Denken ausgeprägt war. 
Sprach er sich gegen das allgemeine Wahlrecht aus, so war es deshalb, weil er 
die Pöbelherrschaft befürchtete. Er schrieb nämlich: Geben die Gesetze allen 
Bürgern gleichen Antheil an den Wahlen, so haben die Geringsten an Fähigkeit 
wegen ihrer Zahl das Übergewicht, so herrscht das Gemeine, der Pöbel, die 
Masse mit Ausschluß der Begabteren, durch ihre Zahl Geringeren (S. 119). 
Auch in späteren Schriften bedauerte er, dass das allgemeine Wahlrecht in der 
Gemeindeordnung Württembergs beibehalten war 102

. Und für die Wahlen zu den 
Ständeversammlungen würde seiner Ansicht das beste Wahlkollegium folgende 
Wähler versammeln: Die Distriktsmagistrate, - zusammengesetzt aus dem Kol­
legium der Bezirksbeamten-, die Abgeordneten der einzelnen Gemeinden - aus 
der Zahl der wechselnden unbesoldeten Mitglieder der Magistrate-, die größe­
ren Gutsbesitzer - ohne Wahl, weil sie eine Markung für sich bildeten -, die 
Mitglieder des begüterten Adels, die ersten Geistlichen der größten Kirchenge­
sellschaften (S. 198). 
Man sieht an den Gedanken, die in dieser Schrift „Der organische Staat" ihren 
Niederschlag finden, dass ihr Verfasser nicht wirklich als Demokrat charakteri­
siert werden kann. Diese Gedanken sind in manchen Punkten den Vorstellungen 
des „klassischen Republikanismus" verwandt, wie ihn Paul Nolte in der „Histo­
rischen Zeitschrift" schildert. Schüblers Modell schlägt eine Mischverfassung 
vor. Von der historischen Schule stammt bei ihm manche Auffasung in den recht­
lichen Aspekten seines Systems, das auch christlich-humanitäre Züge aufweist. 
Sein Modell des organischen Staates ist aber auch ein Produkt der Vorstellungs­
welt eines Milieus, der mittleren Klasse des Vormärz, die besorgt die Wandlung 
der Gesellschaft beobachtete. Diese Klasse beanspruchte eine führende Rolle 

IO0 Schübler zitiert öfters Ludwig Freihen-n von Vinke, dessen Schrift Über die Verwaltung 
Großbritanniens 1816 von Niebuhr herausgegeben wurde. 
101 Er, der früher der Redakteur eines Meinungsblattes gewesen war, zeigte sich aber gegen­
über der Presse ziemlich skeptisch. Die Presse, von Vorurteilen und Leidenschaften beherrscht, gebe 
nicht immer die Stimme des Volksgeistes wieder. 
102 Vgl. Die Gemeindeordnung Württembergs und anderer deutschen Staaten , von E. Schübler, 
Rechtsconsulenten und öffentlichem Notar. Stuttgart 1856, 51 S., hier S. 3, 8 f. 
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und suchte ihren Platz zwischen Adel und Beamtentum zu behaupten. Das ging 
nicht ohne Kompromisse. Einerseits verdankte sie diesen Platz liberalen Zuge­
ständnissen vonseiten des Fürsten, der „Revolution von oben", die nach der Na­
poleonzeit stattgefunden hatte; andererseits fand sie im Regenten, im Adel und 
in der Bürokratie eine Garantie gegen die neue Erscheinung in der Gesellschaft, 
die politische Schriftsteller damals das Proletariat zu nennen begannen. Diese 
Erscheinung wurde als Bedrohung empfunden. Schübler gehörte zu denjenigen, 
die mit Reformvorschlägen versuchten, im Sinne einer harmonischen Entwick­
lung der sozialen Zustände zu wirken. Während des Jahres 1848/49 sollte er 
zwar noch einmal mit Reformvorschlägen hervortreten, aber mit vorsichtigen 
und gemäßigten. 

Schübler während und nach der Märzrevolution 

Schübler könnte der anonyme Verfasser einer Artikelreihe sein, die im Januar 
1848 unter dem Titel „Einige Wünsche in Landes-Angelegenheiten" im „Haller 
Tagblatt" erschien 103

• Dafür sprechen nicht nur die Natur der angesprochenen 
Probleme, die genaue Sachkenntnis, der Stil und die vorgeschlagenen Lösungen, 
sondern auch Anspielungen des Abgeordneten von Hall in der württember­
gischen Kammer. 
Dass Schübler kein unüberlegt handelnder Revolutionär war, zeigt ein Brief, den 
er am 10. März von Suttgart an die Mitglieder des Ausschusses des Gewerbever­
eins richtete und der im „Haller Merkur" abgedruckt wurde. Dieser Brief mutet 
sehr ambivalent an. Einerseits freute sich der Einsender über die Errungen­
schaften , die man erwarten konnte. Er schrieb: Seit meinem letzten Schreiben 
[ ... ] hat sich Außerordentliches zugetragen, das zwar viele Unruhe und Aufre­
gung hervorbringt, aber auch die Erfüllung unserer Hoffnungen dem Ziel näher 
brachte, als auch die kühnsten Hoffenden vermutheten. 
Wir haben nun Preßfreiheit und die Zusicherungen wegen Öffentlichkeit, Münd­
lichkeit, Schwurgerichten, Versammlungs- und Bewajfnungsrecht, auch wegen 
eines deutschen Parlaments mit Bürgschaften und unter Umständen, welche an 
der schnellen Verwirklichung nicht zweifeln lassen. 
Schübler kündigte gründliche Reformen im ganzen Staatshaushalt an. Die Viel­
schreiberei und Vielregiererei sollten nun ein Ende nehmen; sämtliche Kreisre­
gierungen und Finanzbehörden sollten abgeschafft und Entscheidungen einem 
Kollegium in der Stadt überlassen werden. Vor zwei Jahren hatte er den König 
auf dieses Grundübel aufmerksam gemacht. Umsonst hatte er aber schließlich 
sein Buch „Der organische Staat" veröffentlicht und darin Vorschläge gemacht. 
Umsonst hatte er die Mitglieder der Opposition um Unterstützung gebeten, als er 

!03 Haller Tagblatt (HT) 1848, Nr. 1 - Nr. 7: Einige Wünsche in Landes-Angelegenheiten. Im 
Rahmen dieses Aufsatzes kann auf eine Analyse dieser Artikel-Reihe nicht eingegangen werden. 
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in seiner Antwort auf die Thronrede seine Kollegen in der Kammer aufforderte, 
sich gegenüber den Klagen über Vielschreiberei und dem Wunsch wegen Verein­
fachung der Verwaltung nicht taub zu stellen. Nun glaubte er aber den Wählern 
von Hall versichern zu können, dass ihre Wünsche bald in Erfüllung gehen wür­
den. 
Schübler bedauerte, gehört zu haben, dass es in verschiedenen Gegenden um 
Hall zu stürmischen AL\ftritten gekommen war. Das kann die guten Hoffnungen 
zerstören und die neue Regierung unmöglich machen, warnte er. Ich bitte daher, 
auch in diesem Kreise darauf hinzuwirken, dass die Gemüther beruhigt werden. 
Es ist freilich gar zu lang gezögert worden. Aber man kann auch vom besten 
Willen und den tüchtigsten Kräften nicht auf einmal alles verlangen 1°

4
. 

Aus diesem Brief kann man einige Rückschlüsse ziehen. 1. Der Haller Gewerbe­
verein - wenigstens sein Ausschuss - war für Schübler ein starker politischer 
Rückhalt. Hier hatte er Gesinnungsgenossen, auf die er sich verlassen konnte. 
Deshalb lag es ihm am Herzen, seinen Mitgliedern so bald wie möglich erfreu­
liche Nachrichten mitzuteilen; deshalb versprach er auch, bald nach Hall zurück­
zukehren, um ihnen über seinen Auftrag als Abgeordneter Rechenschaft zu ge­
ben. 2. Man versteht aus seinem Bericht, dass er mit seinen Auffassungen 
zwischen der konservativen Mehrheit und der Opposition in der Kammer stand, 
dass er aber auf die Opposition rechnen zu können hoffte, um seinen Ideen Gel­
tung zu verschaffen. 
Etwas später sollte sich Schübler im Stuttgarter Volksverein betätigen, wobei er 
ganz sicher zu den gemäßigten Elementen gehörte. Bemerkenswert ist, dass er in 
der Studie von Werner Boldt über „Die württembergischen Volksvereine" nicht 
erwähnt ist 105

, denn der Stuttgarter Volksverein gab im Jahre 1849 einen Verfas­
sungsentwurf von ihm heraus unter dem Titel „Die Radicalreform der Staatsver­
waltung und Verfassung Württembergs vom Standpunkt des Volks" 106

• In dieser 
Schrift übte er scharfe Kritik an den damaligen Zuständen (Zivilliste, stehendes 
Heer, Verwaltung), wobei er im Namen der Rechte des Volkes manche Vorschlä­
ge aus früheren Schriften wieder aufnahm, vor allem die der Dezentralisation 
und der Autonomie der Gemeinden. In der Frage des Wahlrechts zeigte er hier 
mehr demokratischen Sinn und sprach sich jetzt für die direkte Wahl aus. 
Schübler ließ sich dann in Stuttgart nieder, wo er öffentlicher Notar und Obertri­
bunalprokurator wurde. Auf einem Bild, das von ihm gemacht wurde, als er 
schon ein hohes Alter erreicht hatte, trägt er Orden. Diese Orden beweisen, dass 
er in der württembergischen Hauptstadt Karriere gemacht hatte und zu den Ho-

104 Haller Merkur, 13. März 1848, S. 127 : Brief Schüblers an die Mitg lieder des Ausschusses des 
Gewerbevereins von Hall. 
105 W. Boldt: Die württembergischen Volksvereine von 1848 bi s 1852 (Veröffentli chungen der 
Kommi ssion für geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg, B 59), Stuttgart 1970. 
106 Die Radicalreform der Staatsverwaltung und Verfassung Württembergs vom Standpunkt des 
Volks, von E. Schübler, Rechtsconsulent. Hg. vom Volksvere in in Stuttgart, Stuttgart 1849, 21 S. 
Siehe auch eine Anzeige im HT 1849, Nr. 164. 
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noratioren zählte. Die Zeit des „Volksfreund" gehörte einer fernen Vergangen­
heit an. In einer Schrift von 1856 begrüßte er die Regierung als eine geordnete 
wohlwollende Regierung 101

• Er trat zwar nicht mehr öffentlich auf, wurde aber 
ein aktives Mitglied des Stuttgarter Gewerbevereins, nachdem ihn der Gewerbe­
verein von Schwäbisch Hall zum Ehrenmitglied gemacht hatte 108 • 

Die scharfe Kritik des Vormärz hörte bei ihm in der Reaktionszeit auf, in seinen 
späteren Jahren befasste er sich mit anderen Fragen, mit sozial- und wirtschafts­
politischen. 1851 lehnte er unzweideutig den Liberalismus von Smith und Say 
ab und trat für einen Schutz des Handwerks und für Schutzzölle ein 109• Wurde 
seine Feder polemisch, so war es jetzt, um diejenigen anzuprangern, die die Ge­
setzentwürfe der Regierung in öffentlichen Blättern zu einseitig beurteilten 110• Er 
verwarf die ultraliberalen Wahlformen, das gleiche Wahlrecht in den Gemein­
den 111

, und in der Frage der Ablösungsentschädigung und der Rechte des Adels 
suchte er 1858 einen gerechten Mittelweg zu finden. 
Ab 1859, als der italienische Krieg und die Gründung eines Nationalstaats jen­
seits der Alpen die deutsche Nationalbewegung auslösten, gehörte Schübler zu 
denjenigen, die sich entschieden für die Einheit des Vaterlandes aussprachen. 
Eine Einheit hatte er schon in manchen praktischen Lebensbereichen vermisst. 
1855 hatte er einen Angleichungsprozess in den Gesetzen über Niederlassung 
und Verehelichung in Deutschland 112 und 1856 die deutsche Münzeinigung 11 3 ge­
fordert. 1860 plädierte er als früherer Freund und Schüler von Friedrich List und 
Gegner von Adam Smith für ein nationales System der Wirtschaft, für die Ge­
werbefreiheit und für eine Gewerbeordnung in Deutschland 114

• Der britische Na­
tionalökonom hatte, sagte er, zu sehr die Arbeit und die Concurrenz, zu wenig 
das Capital und die Ordnung berücksichtig [t] 11 5

• Eine staatliche Einheit erschien 
ihm als eine Notwendigkeit angesichts der Politik des französischen Kaisers Na­
poleon III., des Ruhestörers im Westen 11 6

• Was die Organisationsform des deut-

107 Die Gemeindeordnung Württembergs und anderer deutschen Staaten, von E. Schübler, 
Rechtsconsulenten und öffentl ichem Notar, Stuttgart 1856. 
108 Vogel (wie Anm. 53), S. 17 . 
109 Die Noth der Handwerker und Arbeiter, von Schübler, Rechts-Consulent, Stuttgart 1851 , 33 S. 
110 Unpartheiische Beleuchtung der Gesetzesentwürfe wegen Ablösungs-Entschädigung und der 
übrigen Rechte des Adels, vorzugsweise vom Standpunkte der Gemeinden und Kirchen , von E. 
Schiibler, Rechtskonsulenten und öffentlichen Notar. Stuttgart 1858, 44 S. 
1 11 Schübler, Die Gemeindeordnung (wie Anm. 107), S. 3. 
112 Die Gesetze über die Niederlassung und Verehelichung in den versch iedenen deutschen Staa­
ten nebst Kritik und Vorschlägen für Rechtsanwälte, Staatsbeamte, Geschäftsmänner und gesetzge­
bende Behörden zusammengestellt von E. Schiib/er, Rechtsconsulent in Stuttgart. Stuttgart 1855, 
200 S. 
11 3 Die deutsche Münzeinigung, [Verf.: E. Schübler], o. 0. [1856], 54 S. 
11 4 Gewerbefreiheit und Gewerbeordnung in Deutschland, von E. Schübler, Rechtsconsulenten 
und öffentl ichem Notar. Stuttgart 1860, IV und 66 S. 
115 Ebd., S. !V. 
116 Reform der deutschen Bundesakte, von E. Schübler, Rechtsconsulenten und öffentlichem No­
tar. Stuttgart 1859, 16 S. 
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sehen Vaterlands betraf, so übertrug er auf Gesamtdeutschland seine organisato­
rischen Vorstellungen. Den Plänen der extremen Freunde der Freiheit, der 
Demokraten und Republikaner konnte er nicht zustimmen, denen der preußen­
freundlichen Gothaer auch nicht, denn er war großdeutsch gesinnt. Was ihm vor­
schwebte, war eine Conföderation der deutschen Fürsten und freien Städte 117

• 

Er schrieb nämlich: Ein bleibendes Principat eines Fürstenhauses über die an­
dern ist eine Unmöglichkeit, ist der völlige Widerspruch gegen die Traditionen 
des deutschen Volkes von seinen Urzeiten bis auf die Gegenwart118

• 

Das Entstehen des von ihm herbeigewünschten Nationalstaates sollte Schübler 
nicht mehr erleben. Er starb am 24. April 1870. Eine Würdigung seines Wirkens 
sucht man in der zeitgenössischen Presse vergeblich, in Hall wie in Stuttgart. 
Seine Witwe allein nahm mit Dankbarkeit und Anerkennung von ihrem theuren 
Gatten Abschied. In der kurzen Todesanzeige, die im „Schwäbischen Merkur" 
erschien, hieß es : Mit einem regen Sinn für höhere Interessen verband er einen 
edlen Charakter und eine Herzensgüte, welche bei allen, die ihm nahe gestan­
den, in freundlichem Andenken bleiben werden 119• 

J J 7 Ebd., S. JO. 
118 Ebd.,S.7f. 
119 Schwäbische Chronik des Schwäbischen Merkurs 1870, Nr. 97, zweite Abtheilung, IIJ. Blatt, 
S. 1349 und 1850: [Todesanzeige]. 




